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Ausschlussfristen in AGB - ein juristischer Pflegefall 

MANDANTEN-INFO 04/2016 

EINFÜHRUNG 
Die Problematik der rechtswirksamen Gestaltung 
von arbeitsvertraglichen Ausschlussfristen, die als 
Instrument zur Verringerung wirtschaftlicher Risi-
ken eine wichtige Bedeutung haben, ist jüngst 
wieder in den Fokus gerückt. In unserer Mandan-
teninfo 01/16 haben wir bereits auf die zum 
01. Oktober 2016 in Kraft tretende Neufassung des 
§ 309 Nr. 13 BGB und den daraus resultierenden 
Anpassungsbedarf hingewiesen.  
 
Mit Urteil vom 24. August 2016 (Az.: 5 AZR 
703/15) hat das BAG nun erneut über die Wirk-
samkeit einer Ausschlussfrist entschieden. Die 
Entscheidung, die bisher nur in Form einer Pres-
semitteilung vorliegt, ist über den Einzelfall hinaus 
von Interesse, da sie weitere Klarheit mit Blick auf 
die vor allem seit Inkrafttreten des Mindestlohnge-
setzes diskutierte Frage bringt, ob gesetzliche 
Mindestentgeltansprüche ausdrücklich aus dem 
Anwendungsbereich einer Ausschlussfrist in AGB 
ausgenommen werden müssen. 
 
SACHVERHALT DER ENTSCHEIDUNG 
Die Klägerin war bei der Beklagten, einem ambu-
lanten Pflegedienst, als Pflegehilfskraft beschäftigt. 
Der Arbeitsvertrag enthielt als Allgemeine Ge-
schäftsbedingung eine recht typische, zweistufige 
Ausschlussklausel, nach der alle beiderseitigen 
Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen 
sollten, wenn sie nicht innerhalb von drei Monaten 
nach Fälligkeit gegenüber der anderen Vertrags-
partei schriftlich geltend gemacht werden. Im Falle 
der Ablehnung oder Nichtäußerung der Gegenpar-
tei binnen zwei Wochen nach der Geltendmachung 
sollten die Ansprüche weiterhin verfallen, sofern 
sie nicht innerhalb von drei Monaten nach Ableh-
nung bzw. Fristablauf gerichtlich geltend gemacht 
werden. Auf den Arbeitsvertrag fand die Verord-
nung über zwingende Arbeitsbedingungen für die 
Pflegebranche (PflegeArbbV) Anwendung, die in 
ihrem § 2 u.a. eine Regelung über Mindestentgelte 
enthält.   
 
In 2013 kam es zu einem Konflikt der Arbeitsver-
tragsparteien über einen seitens der Klägerin er-
hobenen Entgeltfortzahlungsanspruch. Die Beklag-
te hat hiergegen u.a. geltend gemacht, dass der 
von der Klägerin erhobene Anspruch jedenfalls vor 
dem Hintergrund der arbeitsvertraglichen Aus-
schlussfrist verfallen sei.  

Sowohl Arbeitsgericht also auch das Landesar-
beitsgericht haben jedoch der Klage in der Folge 
stattgegeben. Nach Auffassung des Landesar-
beitsgerichts verstieß die Ausschlussklausel gegen 
§ 9 AEntG, wonach Ausschlussfristen für die Gel-
tendmachung des Anspruchs auf ein Mindestent-
gelt nur in bestimmten Vorschriften, nicht jedoch 
im Arbeitsvertrag, geregelt werden dürfen. Im Üb-
rigen weiche sie von der in § 9 AEntG verbindlich 
vorgesehenen Mindestdauer von sechs Monaten 
zum Nachteil der Klägerin ab. Die Klausel sei da-
her wegen mehrfachen Verstoßes gegen gesetzli-
che Vorschriften unwirksam. Sie sei insbesondere 
auch nicht teilbar und daher nicht hinsichtlich sons-
tiger Ansprüche jenseits des Mindestentgelts auf-
rechtzuerhalten. Selbst wenn man die Teilbarkeit 
annehmen wolle, so verstieße die Klausel im Übri-
gen jedenfalls gegen das Transparenzgebot aus 
§ 307 Abs. 1 S. 2 BGB, da sie nicht deutlich ma-
che, auf welche Ansprüche sich die Ausschlussfrist 
beziehe und auf welche nicht. Mangels wirksamer 
Ausschlussfrist hatte die Klage damit vor dem 
Landesarbeitsgericht Erfolg.   
 
ENTSCHEIDUNG DES BAG 
Das Bundesarbeitsgericht hat in seiner Entschei-
dung vom. 24. August 2016 die Auffassung des 
Landesarbeitsgerichts in der hier relevanten Frage 
bestätigt. Es kommt ebenfalls zu dem Ergebnis, 
dass die Klausel wegen Verstoßes gegen 
§ 9 AEntG insgesamt unwirksam ist und dass die 
Klausel auch nicht in Teilen aufrechterhalten wer-
den kann, weil dem das Transparenzgebot entge-
gensteht.  
  
PRAKTISCHE BEDEUTUNG DER  
ENTSCHEIDUNG 
Das bisher nur als Pressemitteilung vorliegende 
Urteil gibt auch ohne die genauen Entscheidungs-
gründe schon jetzt wertvolle Hinweise für die Ge-
staltung arbeitsvertraglicher Ausschlussfristen.  
 
Dass die Klausel wegen § 9 AEntG jedenfalls kei-
ne Wirkung für das sich aus § 2 PflegeArbbV er-
gebende Mindestentgelt entfalten konnte, über-
rascht nicht. Interessanter ist hingegen, dass sich 
nach Auffassung des Bundesarbeitsgerichts die 
Gesamtunwirksamkeit der Ausschlussfrist aus dem 
Transparenzgebot ergibt. In anderem Zusammen-
hang, nämlich mit Blick auf Ansprüche aus vorsätz-
licher Schädigung, war das Gericht in der Vergan-
genheit durchaus großzügiger. Obwohl es auch 



 

 Seite 2 von 2 

MANDANTEN-INFO 04/2016 

© JUSTEM Rechtsanwälte   Neue Mainzer Str. 26   60311 Frankfurt am Main   www.justem.de 

 

hier gesetzliche Vorschriften gibt, die einem Verfall 
aufgrund einer vertraglichen Ausschlussfrist ent-
gegenstehen, hat es die Ausschlussfrist gerade 
nicht wegen einer fehlenden Herausnahme dieser 
Ansprüche aus dem Anwendungsbereich der 
Klausel als unwirksam gesehen, sondern die ver-
tragliche Regelung durch eine an Sinn und Zweck 
solcher Klauseln orientierte Auslegung „gerettet“ 
(BAG, Urteil v. 20. Juni 2013 – 8 AZR 280/12). 
 
Schon das Landesarbeitsgericht hat jedoch eine 
Übertragung dieser Rechtsprechung auf den vor-
liegenden Fall abgelehnt, da es sich im Gegensatz 
zu den damals in Frage stehenden Ansprüchen 
hier gerade um solche handele, die die Arbeitsver-
tragsparteien bei der Vertragsgestaltung typi-
scherweise im Blick hätten.  
 
Die Entscheidung ist keinesfalls nur für Arbeitgeber 
der Pflegebranche von Bedeutung. § 3 MiLoG 
sieht ganz allgemein vor, dass Vereinbarungen 
„insoweit“ unwirksam sind, als sie den Anspruch 
auf den gesetzlichen Mindestlohn unterschreiten, 
seine Geltendmachung beschränken oder aus-
schließen. Aus der Verwendung des Wortes „inso-
weit“ wurde hier zwar bisher teils auch geschlos-
sen, dass eine Nichtherausnahme der Mindest-
lohnansprüche aus dem MiLoG jedenfalls nicht zu 
einer Gesamtunwirksamkeit der Ausschlussfrist 
führt. Ob dies richtig ist, wurde allerdings schon 
bisher kontrovers diskutiert und erscheint gerade 
vor dem Hintergrund des jüngsten Urteils des BAG 
sehr zweifelhaft.  
 
Hinzu kommt folgendes: Das Arbeitsrecht enthält 
weitere Normen, die die Möglichkeit der Vereinba-
rung arbeitsvertraglicher Ausschlussklauseln mit 
Blick auf bestimmte Ansprüche einschränken. So 
sieht § 77 Abs. 4 BetrVG z.B. vor, dass Aus-
schlussfristen für die Geltendmachung von Rech-
ten aus Betriebsvereinbarungen nur in einem Ta-
rifvertrag oder einer Betriebsvereinbarung vorge-
sehen werden dürfen. Eine sehr ähnliche Rege-
lung enthält § 4 Abs. 4 TVG mit Blick auf tarifliche 
Rechte. Es gibt bereits erste Stimmen in der 
Rechtsprechung, die Ausschlussfristen als intrans-
parent und damit unwirksam erachten, wenn nicht 
auch solche Ansprüche ausdrücklich aus dem 
Anwendungsbereich von Ausschlussfristen in AGB 
ausgenommen werden (ArbG Berlin, Urteil vom 
06.11.2015 – 28 Ca 9517/15). Es bleibt abzuwar-
ten, ob sich diese sehr strenge Sichtweise durch-
setzt und welche Folgen dies für arbeitsvertragli-
che Ausschlussfristen noch hat. Da das Arbeits-
recht an ganz unterschiedlichen Stellen zwingende 

und unverzichtbare Mindeststandards setzt, könn-
ten die Konsequenzen weitreichend sein.  
 
Diese Entwicklung der Rechtsprechung zu Aus-
schlussklauseln im Standardarbeitsvertrag sowie 
die zum 01. Oktober 2016 in Kraft tretende Neu-
fassung des § 309 Nr. 13 BGB sollte daher unbe-
dingt (erneut) Anlass sein, die im Unternehmen 
verwendeten Vertragsmuster einer kritischen Prü-
fung zu unterziehen und sie möglichst maßge-
schneidert an die geänderten Rahmenbedingun-
gen anzupassen.  
 
KÜNFTIGE MANDANTEN-INFOS 
Gerne nehmen wir Sie auf den Verteiler unseres 
kostenlosen Kanzlei-Newsletters auf, in dem wir 
regelmäßig Fragen rund um das Thema Arbeits-
verträge behandeln. Schicken Sie uns zu diesem 
Zweck gerne einfach eine kurze Mail.  
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